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An die ö — 
Geſchäftsſtelle der „Danziger Volksſtimme“, 
z. H. des Chefredakteurs Herrn Franz Adomat, 

hier, 

Am Spendhaus 6 

  

. —5 Obwohl die „Danziger Volksſtimme“ in den letzten Fahren durch zahlreiche Beſchlagnahmen und Ver⸗ 
— — bete — allein ſeit dem 1. 1. 1936 burch 7 Beſchlaguahmen und 1 Verbot gemaßregelt werden mußte, hat ſie 

ů ů‚ ſich in ihrer Haltung nicht im geringſten geänbert, auch nicht, als das Preſſegericht in ſeinew Beſchluß vom 
16. 6. 1956 mein letztes über 2 Monate ansgeſprochenes Verbot auf einen Monat beſchränkt hat. Ebenſo⸗ 

5 wenig haben die wiederholten Beſtrafungen ihres Cbefredakteurs, Franz Adomäat, wegen ſtrafbarer Aus⸗ 
laflungen gefruchtet. Im Gegenteil war keſtzuſtellen, daß die „Danziger Volksſtimme“ in der jüngſten Zeit 

eine verſchärfte Haltung eingenommen hat, was ſchon barans hervorgeht, zaß nach Aufhebung des letzten 

Serbotes — alſo in der Zeit vom 1. bis . 7. 192s — viermal ihre Beſchlagnahme erſolgen mußte und zwar 

Krr. 127 vom 1. 7. 106ö, 
Nr. 130 vom J. 7, 1936, 
Nr. 121 vom 6. 7. 1986, 
Nr. 182 vomt 7. 7. 1986, 

weil ße Auslaffungen enthielt, die secignet wären, die 5ffeniliche Sicherheit und Ordnung zu gefährden. 
Die inkriminierten Artikel ſind jeweils in meinen Beſchlagnahmeverfügungen näher angegeben worden; in 
der Nr. 192 vom 7. 7. 1936 ſind es die Artikel mit den Ueberſchriſten „Eine Erklärung der Oppofition“ und 
„Der Anftrag an Polen“. 

In ihrer Grundhaltung nud ⸗einſtellung hat die „Danziger Bolksſtimme“ kontinnierlich gegen die 

ſtaatliche Orbnung verſtoßen und unter Beweis geſtellt, daß ſie nicht gewillt und in der Lage iſt, ſich im Rah⸗ 
men eines ſachlichen Meinungskampfes zu halten, ſondern daß es ihr nur auf eine Anfreizung und Ver⸗ 

hetzung ber Bevölkerung ankoremt. 

Die forigeſetzten gehäſſigen Angriffe in ber „Danziger Volksſtintne“ gegen das Veriſhe Deutterlanbunb 
gegen deſſen leitenden Staatsmänner, die wieberholt dem deutſchen Generalkonſul in Danzig Veranlaſiung 

gegeben haben, namens des Deutſchen Reiches bei der Regierung der Freien Stadt Danzig Vorſtellungen 
au erheben, waren dazu augetan, die freunbſchaftlichen und lebensnotwendigen Beziehungen der Freien Stadt 

. Danzis zum Deniſchen Reich ernſtlich zu gefäürden. Außerbem ſtellen ſie eine bewnßte und gewollie Her⸗ 
ausforbernug des weit überwiegenden Teils der Danziger Bevölkerung bar, der ſich mit dem Dentſchen Reich 

innerlich unlösbar verbunden fühlt. Damit iſt eine erhebliche. Gefährdung der öffeatlichen Sicherheit und 

Ordaung eingeireten. 

Die „Danziger Volksſtimme“ ſcheut in Prem Venpſe gehen bie Negierung unb die ſte irogende Partei 

auch nicht davor zurtick, die guten nachbarlichen Zeziehungen der Freien Stadt Danzig zur Republik 

Polen zu ſißren. Abgeſehen davon, daß erſt kürzlich eine unrichtige und entſtellte Berichterſtattung in ihren 

Nutmmern 124 unb 125 vom 29. unb 50. 5. 1396 von ſeiten des bDüplomatiſchen Vertreters der Reyerlit 

Polen in Danziß Schritte nach ſich gezosen hat, macht die „Danziser Bolksſtimme“, wie bereits in früheren 

Arlikeln, wiebernm in hrer Nr. 190 v9mm L. 7. 1056 in einem Arxtikel mit der Ueberſchrift „Streiflichter“ 

Ansffhrungen, die das gute Einvernehmen zwiſchen der Freien Staßt Dauzig und der Neynblik Polen zu 

trüͤben geeiguet find. 
2— 

Auf die Dauer kann kein Staat, der ſich richt ſelbßt aufgist, forttzeſetzte Störungen der öffentlichen Sicher⸗ 
heit unb Orbuung burch eine hemmungsloſe Parietiyreſſe vulden. Nachdem bie bisherigen Beſchlognahmen —— 
vns Beröste wirkungslos geblieben ſtnö, ſehe ich mich ernent zu einem Berbot gezwungen. 

Ich verbiete baher anf-Ersab bes 1 4 Artikel II, Abſchnitt 1 ber Nechtuserorbnuntz betreffens Moßnaß- 
men zur Erhöhnng der öffentlichen Sicherheit und —buung vum 56. S. 1948 in ber Faſſang der Nechtsverord⸗ 

Mung vom 20. 2. 1325 — Geletzblatt S. 181 — vie Herkelluntz und Verbreitunt ber „Danziser Vollsſtimme“ 

mit ſofortiger Wirkung für die Dauer von 5 Monaten. 

Gegen bieſe Maßnahme iſt binnen einer Friſt von einer Woche die Beſchwerde au das Preſſegericht ge⸗ 

geben, Sie bei mir auzubringen iſt unb keine auſſchiebende Wirkung hai. 

Stempel: b⁵ — Le‚. Broböß. „er 
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